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Zu den Voraussetzungen der Aufhebung eines Veranlagungsbescheids mit Wirkung für 
die Vergangenheit (hier: Veranlagung eines Unternehmens der Herstellung von 
Fruchtsäften zu einer höheren Gefahrklasse). 
 

§ 160 Abs 2 Nr 1 SGB VII 
 
Urteil des SG Duisburg vom 25.05.2007 – S 26 U 250/05 –  
- vom Ausgang des Berufungsverfahrens  wird berichtet 
 
Streitig war, ob die beklagte BG das Unternehmen der Klägerin zu Recht mit Rückwirkung 
zu einer höheren Gefahrklasse veranlagen konnte. Das Unternehmen war ursprünglich 
(Bescheid vom 25.01.2001) als Süßmosterei zur Gefahrklasse 6,30 veranlagt worden. Auf 
Grund von telefonischen Angaben der Klägerin im April 2001, man stelle hauptsächlich 
Erfrischungsgetränke her, hob die Beklagte den Bescheid auf mit einer neuen 
Veranlagung zur Gefahrklasse 3,5 (Bescheid vom 14.05.2001). Bei einer Betriebsprüfung 
im Jahre 2004  stellte sich heraus, dass doch die Herstellung von Fruchtsäften der 
hauptsächliche Unternehmensgegenstand war (mit Erfrischungsgetränken wurde lediglich 
gehandelt). Daraufhin wurde gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 SGB VII der Veranlagungsbescheid 
aufgehoben und das Unternehmen mit Wirkung für die Vergangenheit (01.01.2002) zur 
Gefahrklasse 6,30 veranlagt (Bescheid vom 02.08.2004).  
 
Das SG hat diesen Bescheid als rechtswidrig angesehen. Die Begründung wirft wirft 
jedoch einige Fragen auf: 
 
1. Nach Ansicht des SG lagen die Voraussetzungen des § 160 Abs 2 Nr 1 SGB VII nicht 
vor, weil die Klägerin keine sie nach § 192 Abs 2 Nr 2 SGB VII treffende Mitteilungspflicht 
verletzt habe. Denn es habe - unstreitig - keine Änderung in den Betriebsverhältnissen 
gegeben. Das SG scheint übersehen zu haben, dass es vorliegend wesentlich nicht um 
die erste Alternative des § 160 Abs 2 Nr 1 SGB VII geht, sondern um die zweite 
Alternative ("oder ihre Angaben in wesentlicher Hinsicht unrichtig oder unvollständig 
waren"). Dies zeigen auch die Ausführungen des SG an anderer Stelle, man lasse 
"ausdrücklich dahinstehen", ob die Angaben der Klägerin im April 2001 nicht ausreichend 
oder gar unrichtig waren, da "wie bereits dargelegt eine Änderung der betrieblichen 
Verhältnisse ... nicht eingetreten" sei. § 160 Abs 2 Nr 1 SGB VII regelt in seiner zweiten 
Alternative aber gerade den Fall ohne Änderung der Betriebsverhältnisse. Ferner ist nach 
der Betriebsprüfung auch davon auszugehen, dass die Angaben unzutreffend waren. 
 
2. Bedenken bestehen auch gegenüber der Argumentation der Kammer, die Beklagte 
hätte sich vor dem - begünstigenden -  Bescheid vom 14.05.2001 nicht allein auf die 
Angaben der Klägerin stützen dürfen, sondern weitere Ermittlungen durchführen müssen. 
Da dies nicht geschehen sei, sei eine rückwirkende andere Veranlagung nicht zulässig. 
Das SG hat insofern ausgeführt: "Vielmehr hätte die Beklagte vor Erteilung eines die 
Veranlagung vom 25.01.2001 abändernden Bescheides Betriebsprüfungen in Rheinberg 
durchführen können. Wenn dies erst am 01.04.2004 bzw 14.06.2004 geschehen ist, kann 
dies nicht zu Lasten der Klägerin gehen". Der Beklagten wird also der Vorwurf gemacht, 
sie habe sich zu voreilig auf die Angaben der Klägerin verlassen (wohlgemerkt: bei einer 
Entscheidung zu Gunsten der Klägerin!). 
Im Ergebnis liefe die Argumentation des SG darauf hinaus, dass die UV-Träger stets den 
Angaben der Unternehmer zu misstrauen hätten und sie Veranlagungsbescheide erst 
nach Betriebsprüfungen erlassen (ändern) dürften. Im Hinblick auf § 21 SGB X, der 
schließlich eine Ermessensvorschrift ist, dürfte die Forderung des SG zu weit gehen. 
Vielmehr ist es doch wohl so, dass jede staatliche Behörde, nicht nur der UV-Träger, im 
Verwaltungsverfahren zunächst einmal davon ausgehen kann (und muss), dass der 
Bürger ihr keine Falschinformationen liefert.  Darin liegt kein Ermessensverstoß. Zudem: 
Gäbe es eine Verpflichtung zu zusätzlichen Ermittlungen, wäre dann nicht § 160 Abs 2 Nr 
1, 2. Alt SGB VII, der auf die Richtigkeit der Angaben und ihre Auswirkungen abstellt, 
gegenstandslos? Schließlich ein weiterer Gesichtspunkt: Wäre es nicht auch 
rechtsmißbräuchlich, wenn derjenige, der wie hier - bewußt oder unbewußt - falsche 
Angaben gemacht hat, der Behörde entgegenhalten könnte, sie hätte ihm nicht einfach 
glauben dürfen? 
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Das Sozialgericht Duisburg hat mit Urteil vom 25.05.2007 – S 26 U 250/05 –  
wie folgt entschieden: 
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